
STADT LENNESTADT 
Der Bürgermeister 
Bereich Bauverwaltung 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

der Stadt Lennestadt 
 
 

 
1. Nachtragssatzung 

 
vom 02.08.2021 zur Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 des 
Kommunalabgabengesetzes – KAG – für straßenbauliche Maßnahmen der 

Stadt Lennestadt vom 17.07.2018 
 
Aufgrund  des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen und 
des § 8  des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen - beide 
in der zurzeit gültigen Fassung - hat der Rat der Stadt Lennestadt in seiner Sitzung 
am 30.06.2021 folgende 1. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von 
Beiträgen nach § 8 des Kommunalabgabengesetzes – KAG – für straßenbauliche 
Maßnahmen der Stadt Lennestadt vom 17.07.2018 beschlossen:    
 
 

Artikel 1 

 
§ 5 wird wie folgt geändert: 
 
(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des 

Beitragsbescheides Eigentümer des durch die Anlage erschlossenen 
Grundstückes ist. Mehrere Eigentümer eines Grundstücks sind 
Gesamtschuldner. 

(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des 
Eigentümers der Erbbauberechtigte. 

(3) Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und 
Teileigentümer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

  
Artikel 2 

 
Inkrafttreten 

 
Diese 1. Nachtragssatzung tritt mit dem Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes   
 Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen oder der          

 Flächennutzungsplan sind nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

 
d)  der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der Stadt vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Lennestadt, den 02.08.2021 
 
In Vertretung 
Schürheck 
(Beigeordneter) 
 
 
 
 
 
 


